Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 38 Ausgegeben Danzig, den 21. Juli 13922 


Inhalt. Geſetz betr. Verlangerung und Abänderung des Geſetzes über die Regelung der n 
fur das Wirtſchaftsjahr 1921/22 (Umlageverfahren) vom 15. September 1921. (G. Bl. Nr. 23). (S. 249). 


95 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſe tz 
betr. Verlängerung und Abänderung des Geſetzes über die Regelung der Getreidebewirt: 
ſchaftung für das Wirtſchaftsjahr 1921/22 (Umlageverfahren) vom 15. September 1921. 
(G. Bl. Nr. 23). 
SE 

Für den Bedarf der verſorgungsberechtigten Bevölkerung find im Wirtſchaftsjahr 1922/23 aus dem 
Inlande mindeſtens 15 000 to Getreide im Wege der Umlage aufzubringen. 

Die Umlage iſt von den Erzeugern zu einem Drittel bis zum 15. Oktober, zu einem weiteren Drittel 
bis zum 15. November 1922 und der Reſt bis zum 15. Dezember 1922 nach Maßgabe der nachfolgenden 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes abzuliefern. 

Die in Abſatz 2 feſtgeſetzten Termine konnen von dem einzelnen Kommunalverband mit Zuſtimmung 
des Senats allgemein oder auf Antrag im einzelnen Falle hinausgeſchoben werden, wenn beſondere Um⸗ 
ſtände dies erforderlich erſcheinen laſſen. 


8 2 
5 


Die Umlage wird aufgebracht von den Kreijen Gr. Werder, Danziger Niederung und Danziger 
Höhe und von den Stadtkreiſen Danzig und Zoppot. Die genannten Kommunalverbande einigen ſich über 
die von jedem Verbande aufzubringende Menge innerhalb 14 Tagen nach Erlaß dieſes Geſetzes. Kommt 
eine Einigung nicht zuſtande, fo beſtimmt der Senat die von jedem Kommunalverbande und den Stadtkreiſen 
aufzubringende Getreidemenge. s 

8 

Die feſtgeſetzten Mengen ſind zu erfüllen in Weizen, Roggen oder Gerſte, jedoch mit der Maßgabe, 
daß nicht mehr als 25% der zur Ablieferung gebrachten Menge in Gerſte erfüllt werden darf und zwar in 
Gerſte lediglich aus eigener Erzeugung. Betriebe, in denen eine ſtarke Auswinterung von Weizen ſtatt⸗ 
gefunden hat, ſollen berechtigt ſein, bis 40 v. H. der Umlage in ſelbſterzeugter Gerſte abzuliefern. 

8 4. 

Die Kommunalverbande und Stadte haben ihr Umlageſoll auf die Gemeinden oder unmittelbar auf 
die Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe (Erzeuger) zu verteilen; im erſteren Falle haben die Gemeinden 
das Umlageſoll ihrerſeits auf die Erzeuger zu verteilen. Sie konnen hierbeis das ihnen auferlegte Lieferſoll 
um 10% überſchreiten, um unvorhergeſehene Ausfälle auszugleichen. Bei der Feſtſetzung des Lieferſolls der 
einzelnen Erzeuger iſt die geſamte landwirtſchaftlich genutzte Fläche einſchließlich Wald in Anſatzzu bringen 
und den Unterſchieden der Lieferfähigkeit, wie fie fih insbeſondere aus der Größe und der Ertragsfähigkeit 
der Betriebe ergeben, Rechnung zu tragen. 

In allen Betrieben ſind die erſten 3 ha bei der Feſtſetzung des Lieferſolls freizulaſſen. Bei Er⸗ 
zeugern mit geringwertigem Boden konnen bis zu 10 ha lieferfrei bleiben. 

Die Feſtſetzung der auf die einzelnen Erzeuger entfallenden Umlagemenge erfolgt durch einen von 
den Kreis oder Gemeindekörperſchaften zu wählenden Ausſchuß, in dem auch die Landwirte kleinerer Betriebe 
hinreichend vertreten ſein müſſen. 
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Die Kommunalverbände und Städte haben den Erzeugern Lieferfriſten zu fegen und alle fonftigen 
zur Aufbringung erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Sie können zur Durchführung ihrer Aufgaben die 
in ihrem Bezirke vorhandenen landwirtſchaftlichen Maſchinen, Gerate und Betriebsmittel aller Art in An⸗ 
ſpruch nehmen. Dabei iſt angemeſſene Rückſicht auf die Betriebsführung der Betriebe zu nehmen, aus welchen 
die Maſchinen entnommen werden ſollen. 

Bei nicht rechtzeitiger Lieferung können die Rommunalverbände und Städte Getreide und Erzeug⸗ 
niſſe daraus bis zur Höhe der zu liefernden Menge enteignen. 

> $ 5. 

Die den Erzeugern zu zahlenden Preiſe betragen das Dreifache der im vorigen Jahr gezahlten 
Preiſe; der Preis iſt feſtzuſtellen frei Waggon, Verladeſtation oder frei Speicher der Kommiſſionare und 
frei nächſter Mühle je nach Anweiſung der Getreideſtelle. 

$ 6. 

Die Kommunalverbände haben ſpäteſtens eine Woche nach den im § 1 angegebenen Friſten die ab- 
gelieferten Getreidemengen der Getreideſtelle zur Verfügung zu ſtellen. Für die Aufbringung des Getreides 
find den Kommunalverbänden die Koſten in angemeſſener Hohe zu erſtatten. 


8 7. 

Die Kommunalverbände haften dem Senat für die rechtzeitige Aufbringung ihres Lieferſolls. Die 
Haftpflicht tritt ein ſpäteſtens 2 Wochen nach Ablauf der im § 1 angegebenen Termine. 

Die Erzeuger haften ihrerſeits ſowohl ihren Kommunalverbänden als auch dem Senat gegenüber für 
die rechtzeitige Aufbringung ihres Lieferſolls. 8 8 

8. 

Jeder Erzeuger, welcher ganz oder teilweiſe feiner Lieferungspflicht nicht rechtzeitig nachkommt, hat 
als Erſatz den Geldbetrag zu zahlen, welcher dem Unterſchied zwiſchen dem Umlagepreis für Weizen und dem 
Preis für ausländischen Weizen zuzüglich 10% des Unterſchiedes entſpricht. Als Preis für auslandiſchen 
Weizen iſt der auf Grund der Weltmarktpreiſe im Vormonat errechnete Durchſchnittspreis maßgebend, der 
von der Getreideſtelle feſtgeſtellt wird. 5 

de 


Die Einziehung der Beträge von den einzelnen Erzeugern erfolgt im Wege des Verwaltungszwangs⸗ 
verfahrens nach Maßgabe der Verordnung betreffend das Zwangsverwaltungsverfahren wegen Beitreibung 
von Geldbeträgen vom 15. November 1899 (Preußiſches Geſetzblatt Seite 545) und zwar zwei Wochen 
nach Ablauf der jeweiligen Ablieferungstermine. 155 

Die von den Kommunalverbänden als Erſatz beigetriebenen Geldbeträge find an die Getreideſtelle 
abzuführen; die dieſen Beträgen entſprechenden Lieferungsmengen werden dem einzelnen Kommunalverband 
auf ſein Lieferungsſoll angerechnet. Eu 

l. 


Sämtliches Getreide (Weizen, Roggen, Gerſte, Hafer und Gemenge, in welchem ſich irgend eine 
dieſer genannten vier Getreidearten befindet) gilt bis auf weiteres zu Gunſten der zuſtändigen Kommunal⸗ 
verbände als beſchlagnahmt. Von der Beſchlagnahme ſind ausgeſchloſſen diejenigen Mengen, die der 
Erzeuger zum Bedarf in der eigenen Wirtſchaft und zur Befriedigung der tarifmäßigen Anſprüche der 
Deputanten bis zur neuen Ernte benötigt. Die Beſchlagnahme erliſcht bei denjenigen Erzeugern, welche 
durch die Kommunalverbände zu einer Umlage nicht herangezogen werden, mit dem Zeitpunkt, in dem 
dieſen Erzeugern eine amtliche Beſcheinigung darüber ausgeſtellt wird, daß ſie auf Grund des Umlage⸗ 
verfahrens zu einer Ablieferung von Getreide nicht verpflichtet ſind. Die Beſchlagnahme erliſcht bei den⸗ 
jenigen Erzeugern, welche von ihrem Kommunalverband zu einer Umlage herangezogen werden mit dem 
Zeitpunkt, in dem ihnen eine Beſcheinigung ihres Landrats darüber ausgeſtellt wird, daß ſie ihre Umlage⸗ 
verpflichtung reſtlos erfüllt haben. 

Auf Antrag kann dem Erzeuger auch durch ſeinen Kommunalverband geſtattet werden, über ſeine 
Haferbeſtände frei zu verfügen, wenn der Erzeuger die Hälfte ſeines ihm auferlegten Lieferungsſolls ab⸗ 
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geliefert hat. Über diefe Verfügungsberechtigung ift dem Erzeuger von dem Kommunalverband eine ent- 
ſprechende Beſcheinigung auszuſtellen. 
Der Senat kann auch allgemein die Beſchlagnahme des Hafers aufheben. 


§ 12. 

Kaufverträge oder ſonſtige Verfügungen, welche ein Erzeuger vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
geſchloſſen oder getroffen hat, ſind nichtig. Desgleichen ſind nichtig Verträge oder Verfügungen, welche 
gegen die Beſtimmungen des vorhergehenden Paragraphen verſtoßen. Das gemäß § 11 der Beſchlagnahme 
unterliegende Getreide darf von dem Erzeuger von feinem Grundſtück nur mit Genehmigung feines Kommunal- 
verbandes entfernt werden. 

; § 13. 

Die Verſorgung der verforgungsberechtigten Bevölkerung mit Brot erfolgt wie bisher auf Brot- 

karten durch die Kommunalverbände. Wer verſorgungsberechtigt ift, beſtimmt der Senat. 
§ 14. 

Der Senat kann mit Zuſtimmung des Wirtſchafts⸗Ausſchuſſes des Volkstages die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes andern. 

Der Senat kann Ausnahmen zu dieſem Geſetz zulaſſen. Dieſe Ausnahme bezieht ſich nicht auf 
die Höhe der Umlage und die feſtgeſetzten Preiſe. 

15. 

Zur Entſcheidung über Beſchwerden gegen die Feſtſetzung des Lieferſolls ſind nach naherer Be⸗ 
ſtimmung des Senats Ausſchüſſe, die von den Kommunalvertretungen bezw. Gemeindevertretungen gewählt 
werden, zu bilden. In dieſen Ausſchüſſen follen die Erzeuger unter Berückſichtiguug der verſchiedenen 
Betriebsgrößen angemeſſene Vertretung finden. Die Entſcheidungen dieſer Ausſchüſſe ſind endgültig. 

Über Streitigkeiten anderer Art, die ſich aus der Aufbringung der Umlage zwiſchen den Erzeugern 
und den Kommunalverbanden ſowie zwiſchen den Erzeugern und den Gemeinden ergeben, entſcheidet der 
Senat endgültig; er hat in den Fällen, in denen der Erzeuger ſich auf die Befreiung von der Haftung 
oder von der Verpflichtung zur Lieferung beruft, den nach § 15 Abſ. 1 zu bildenden Ausſchuß zu hören. 

$ 16. 

Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geldſtrafe bis zu 200 000 M wird beſtraft, wer 
gegen die in dieſem Geſetz getroffenen Anordnungen verjtößt, ſoweit nicht nach anderen Vorſchriften eine 
ſchwerere Strafe verwirkt iſt. 

Mit der gleichen Strafe wird derjenige beſtraft, welcher von einem Erzeuger Brotgetreide, Gerſte, 
Hafer oder Gemenge aus dieſen Getreideſorten oder die daraus hergeſtellten Produkte kauft oder ſonſt an 
fic) bringt, ohne daß ihm von dem betreffenden Erzeuger eine in Gemäßheit des $ 11 dieſes Geſetzes gültige 
amtliche Beſcheinigung darüber vorgelegt wird, daß er zur Abgabe der betreffenden Produkte berechtigt iſt. 

Mit der gleichen Strafe wird auch derjenige beſtraft, der Geſchäfte der in Abſ. 1 und 2 angeführten 
Art vermittelt. 

Neben den angedrohten Strafen werden die Gegenftande, auf welche fich die ſtrafbare Handlung 
bezieht, eingezogen, ohne Unterſchied, ob fie dem Täter gehören oder nicht. 

SS 

Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündigung in Kraft. 


Danzig, den 14. Juli 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Eschert. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


